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Im Zuge der Umsetzung des so genannten Hartz-Papiers sind u.a. die Meldepflichten von AN beim Arbeitsamt geändert worden. Hat es bei einer Kündigung bislang ausgereicht, sich noch am letzten Tag des Arbeitsverhältnisses beim Arbeitsamt als arbeitssuchend zu melden, müssen sich AN nunmehr gemäß § 37 b SGB III

"... unverzüglich nach Kenntnis des Beendigungszeitpunkts persönlich beim Arbeitsamt arbeitssuchend ... melden. Im Falle eines befristeten Arbeitsverhältnisses hat die Meldung jedoch frühestens drei Monate vor dessen Beendigung zu erfolgen."

Wer dieser Verpflichtung nicht oder verspätet nachkommt, erhält gem. § 140 SGB III 1 reduziertes Arbeitslosengeld. Die Minderung beträgt je nach Höhe des Bemessungsentgelts 7, 35 oder 50 € für jeden Tag der verspäteten Mitteilung, maximal jedoch für 30 Tage.

Diese Regelung ist zum 01.07.2003 in Kraft getreten und gilt deshalb nur für Kündigungen, die danach zugegangen sind bzw. Aufhebungsverträge, die nach diesem Termin abgeschlossen wurden. Für Kündigungen und Aufhebungsverträge, die vor dem 01.07.2003 zugegangen sind bzw. abgeschlossen wurden, gilt diese verschärfte Meldepflicht nicht, und zwar auch dann nicht, wenn das Arbeitsverhältnis hierdurch erst nach dem 01.07.2003 beendet wird.
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